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1. Grundsätzliches 

Mit einer Arbeitsgelegenheit mit Mehraufwandsentschädigung (AGH-MAE) sollen 

arbeitsmarktferne Menschen ihre Beschäftigungsfähigkeit erhalten bzw. wiedererlangen und 

Integrationsfortschritte erzielen. AGH-MAE begründen kein Arbeitsverhältnis und stellen keine 

Gegenleistung für erbrachte Sozialleistungen dar. 

AGH-MAE soll eine (soziale) Teilhabe am Arbeitsleben ermöglichen und als mittelfristige 

Brücke das Ziel einer Integration in den allgemeinen Arbeitsmarkt unterstützen.  

1.1 Fördervoraussetzungen gem. § 16d SGB II  

Als AGH-MAE werden ausschließlich Maßnahmen gefördert, in denen die Teilnehmenden 

zusätzliche, im öffentlichen Interesse liegende und wettbewerbsneutrale Arbeiten verrichten.  

Die Positivliste für Arbeitsgelegenheiten ist eine Orientierungshilfe. Sie kann vom Jobcenter zur 

Beurteilung der Wettbewerbsneutralität von Tätigkeiten herangezogen werden. Die Zusätzlichkeit 

von Tätigkeiten lässt sich hieraus im Allgemeinen nicht ableiten. Kriterium für die Prüfung der 

Zusätzlichkeit kann nur die konkrete Beschreibung der vorgesehenen Arbeitsinhalte sein und 

deren Abgrenzung zu den Pflicht- bzw. originären Aufgaben der jeweiligen Einrichtung oder eines 

verpflichteten Dritten.  

Das Jobcenter kann zur abschließenden Klärung der Kriterien Zusätzlichkeit und 

Wettbewerbsneutralität im Einzelfall auf die Vorlage einer sog. „Unbedenklichkeitsbescheinigung“ 

bestehen, welche dem Träger von der jeweils zuständigen Kammer, idR der Handwerkskammer, 

ausgestellt wird. 

Die Maßnahmeträger haben in ihren Antragsunterlagen das Vorliegen der 

Fördervoraussetzungen ausführlich und nachvollziehbar zu begründen. 

1.2 Öffentliches Interesse  

Ein öffentliches Interesse ist gegeben, wenn das Arbeitsergebnis der AGH-MAE einen 

mittelbaren bzw. unmittelbaren Nutzen für die Allgemeinheit darstellt. Die reine Beschäftigung 

von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten alleine reicht nicht aus, um das öffentliche Interesse 

zu begründen. Aus dem Konzept muss deutlich werden, welchem Personenkreis das 

Arbeitsergebnis zugutekommt. Hierbei kann als Grundregel folgendes festgehalten werden: je 

kleiner der begünstigte Personenkreis, umso geringer das öffentliche Interesse.  

Einnahmen infolge von durch die AGH-MAE ausgeübten Arbeiten schließen alleine noch kein 

öffentliches Interesse und damit eine Förderung aus. Eine Förderung ist jedoch ausgeschlossen, 

wenn es sich um überwiegend erwerbswirtschaftliche, auf Gewinn ausgerichtete Arbeiten 

handelt. 
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Die steuerrechtliche Anerkennung der Gemeinnützigkeit (§§ 51 ff. Abgabenordnung) eines 

Maßnahmeträgers rechtfertigt nicht von vornherein die Annahme, dass die von ihm 

durchgeführten Arbeiten im öffentlichen Interesse liegen.  

1.3 Zusätzlichkeit  

Arbeiten sind zusätzlich, wenn diese ohne die Förderung nicht, nicht in diesem Umfang oder erst 

zu einem späteren Zeitpunkt durchgeführt würden. Arbeiten, die auf Grund einer rechtlichen 

Verpflichtung durchzuführen sind oder die üblicherweise von juristischen Personen des 

öffentlichen Rechts durchgeführt werden, sind nur förderfähig, wenn sie ohne die Förderung 

voraussichtlich erst nach zwei Jahren durchgeführt würden. 

Nicht zusätzlich und daher nicht förderfähig sind Arbeiten, die:  

• keinen zeitlichen Aufschub dulden   

• Pflichtaufgaben im Rahmen der Pflegeversicherung sind 

• zur Wahrnehmung von Verkehrssicherungspflichten gehören (z. B. Schneeräumung auf 

Verkehrswegen) 

• zu laufenden Instandsetzungs- und Unterhaltungsarbeiten gezählt werden   

• von der Natur der Sache her unaufschiebbar oder nach allgemeinen Grundsätzen für 

eine ordnungsgemäße Aufgabenerledigung unerlässlich sind  

Soweit die zusätzliche Arbeit lediglich den Umfang bisheriger regulärer Arbeiten ändert, muss 

eine klare Abgrenzung zum bisherigen Umfang der Arbeiten, auch zur regulären Tätigkeit, 

möglich sein. 

Sofern Maßnahmeträger Arbeiten für Dritte (z. B. Kommune, Schule) übernehmen, ist die 

Zusätzlichkeit danach zu beurteilen, ob die Arbeiten für den Dritten zusätzlich sind.  

1.4 Wettbewerbsneutralität  

AGH-MAE dürfen reguläre Beschäftigungen nicht verdrängen oder beeinträchtigen.  

Aus diesem Grund darf  
• die Schaffung neuer Arbeitsplätze,  
• die Wiederbesetzung vorübergehend oder dauerhaft freiwerdender Stammarbeitsplätze 

(z. B. Mutterschutz, Urlaubs- oder Krankheitsvertretungen, Streikersatz),  
• die notwendige Erweiterung des Personalbestandes,  
• die Verlängerung befristeter Arbeitsverträge oder  
• eine sich daran anschließende unbefristete Einstellung  

nicht gefährdet oder verhindert werden.  

Wettbewerbsneutralität kann u. a. dadurch sichergestellt werden, dass der Maßnahmeträger die 
von ihm angebotene Dienstleistung oder das Warenangebot auf sozial benachteiligte Personen 
begrenzt. 
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2. Planung und Einrichtung von AGH-MAE   

Zur Gewährleistung einer Planungssicherheit sind bis zu einem vom Jobcenter vorab bekannt 

gegebenen Termin die konzeptionellen Vorstellungen für das folgende Haushaltsjahr auf einem 

entsprechenden Planungsformular unverbindlich als Kurzkonzept einzureichen.  

Diese Kurzkonzepte werden einer ersten fachlichen Bewertung unterzogen. In diesem 

Zusammenhang werden insbesondere bei Folgemaßnahmen die vorliegenden Zwischen- und 

Endberichte sowie die Ergebnisse von Maßnahmeprüfungen in den Entscheidungsprozess 

einbezogen.  

Nach Abschluss der Planung in Abstimmung mit dem Bezirksamt Neukölln erfolgt eine 

umgehende Information an die Träger über die Entscheidung zu den eingereichten 

Planungskonzepten, über das weitere Verfahren und ggf. die Aufforderung zur Antragstellung. 

Dabei sind bezüglich der Konzepte gegebenenfalls Veränderungen hinsichtlich der 

Platzkapazität, der Maßnahmeinhalte und des Maßnahmebeginns möglich.  

  

Träger, welche erstmals für die AGH-MAE Planung berücksichtigt werden möchten, wenden Sie 

sich bitte per Mail an das Postfach Jobcenter-Berlin-Neukoelln.T637@jobcenter-ge.de.  

 

Zur Feststellung der Eignung für eine gesetzeskonforme, ordnungsgemäße und Erfolg 

versprechende Durchführung der Arbeiten muss vorab geprüft werden, ob ein Träger 

• zuverlässig und ausreichend finanziell leistungsfähig ist, 

• gesetzliche und sozialversicherungsrechtliche Vorschriften beachtet, 

• das eingesetzte Betreuungspersonal tariflich oder ortsüblich entlohnt, 

• über eine maßnahmegerechte und angemessene Ausstattung verfügt (personelle, 

sachliche, räumliche Infrastruktur) sowie 

• die Betreuung der zukünftigen Teilnehmenden sicherstellen kann. 

 

Dazu sind folgende Unterlagen einzureichen:  

• Auszug aus dem Handels- bzw. Vereinsregister 

• Satzung bzw. Gesellschaftervertrag 

• ggf. Nachweis der Gemeinnützigkeit (Freistellungsbescheinigung vom Finanzamt) 

• Angaben zu den sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten 

• Mietvertrag und Grundriss der genutzten Räumlichkeiten (Nachweis der 

maßnahmegerechten und angemessenen Ausstattung, sachliche und räumliche 

Infrastruktur) 

 

mailto:Jobcenter-Berlin-Neukoelln.T637@jobcenter-ge.de
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3. Umsetzung und Gesamtverantwortung des Trägers 

Die zugewiesenen Teilnehmenden dürfen nur entsprechend den Antragsunterlagen, sowie dem 

Bewilligungsbescheid beschäftigt werden; ein maßnahmefremder Einsatz ist untersagt.  

Da jegliche Änderungen der vorherigen Zustimmung des Jobcenters bedürfen, sind sämtliche 

Anpassungen gegenüber den Antragsunterlagen vorab zu beantragen. 

Bei individuellem, teilnehmerbezogenem Klärungsbedarf ist die zuständige Integrationsfachkraft 

zu kontaktieren, die Kontaktdaten befinden sich auf der Zuweisung.  

Der Einsatz der Teilnehmenden darf ausschließlich in beantragten und vom Jobcenter 

genehmigten Einsatzstellen in Neukölln erfolgen. 

Jede Einsatzstelle darf nur von einem Träger und einer Maßnahme je Tätigkeitsfeld für die 

gleichen Tätigkeiten bedient werden. Es wird empfohlen ggf. die Einsatzstellen darauf 

hinzuweisen, damit Planungssicherheit in der Umsetzung Ihrer Maßnahmen gewährleistet ist. 

3.1 Arbeits- und Gesundheitsschutz 

Der Träger ist für die vollumfängliche Einhaltung aller gültigen Arbeits-, Gesundheits- sowie 

Infektionsschutzvorschriften des Bundes und des Landes Berlin zuständig. Hier muss sich 

diesbezüglich eigenständig bei den entsprechenden Stellen informiert werden.  

Gegebenenfalls notwendige Nachweise sind datenschutzkonform zu dokumentieren.  

Etwaige Datenschutzverstöße liegen in der Verantwortung des Trägers.  

Vor Maßnahmeantritt ist eine Belehrung/ Unterweisung mit dem Teilnehmenden durchzuführen 

und unterschrieben abzulegen. Die Belehrung bleibt bei Folgezuweisungen (auch mit 

Unterbrechungen) weiterhin gültig. Erst bei einer neu bewilligten Folgemaßnahme mit einer 

neuen Maßnahme-Nr. muss eine erneute Belehrung/ Unterweisung erfolgen.  

3.2 Datenschutz  

Träger die mit personenbezogenen Daten arbeiten, müssen die aktuellen Regelungen des 

Datenschutzes, hier insbesondere die Europäische Datenschutzgrundverordnung (DSGVO), das 

Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) und die unterschiedlichen Landesdatenschutzgesetze 

einhalten. Die Information bzw. Einwilligung der Teilnehmenden über die Datenverarbeitung 

durch den Träger hat schriftlich zu erfolgen.  

Die Aufnahme einer Passage zum Datenschutz in die Teilnahmevereinbarung ist allein nicht 

ausreichend. Vielmehr ist hier eine gesonderte Belehrung/ Information der Teilnehmenden zum 

Datenschutz erforderlich. Diese hat innerhalb einer Woche nach Aufnahme der AGH zu 

erfolgen. 
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3.2.1 Cyberangriffe auf Server der Maßnahmeträger 
Immer wieder kommt es zu Cyberangriffen auf Unternehmensserver - auch Maßnahmeträger 

können hiervon betroffen sein. Bei diesen Hackerangriffen wird zumeist eine Ransomware 

ausgeführt, welche Dateien auf den Systemen verschlüsselt und mit einer neuen Dateiendung 

abspeichert. Der am häufigsten beobachtete Infektionsvektor sind vom Internet aus erreichbare 

Server. Die Ransomware platziert nach der erfolgreichen Verschlüsselung eine Ransomware-

Notiz auf den infizierten Systemen, welche den Benutzer über die Verschlüsselung informiert und 

auffordert mit den Angreifern per E-Mail in Kontakt zu treten, um ein Entschlüsselungstool gegen 

Zahlung eines Lösegeldes zu erhalten. 

 

Da sie, aufgrund der Durchführung einer Arbeitsmarktdienstleitung, vom Jobcenter zur Verfügung 

gestellte Daten verarbeiten, entstehen der Bundesagentur für Arbeit bzw. dem Jobcenter, bei 

einem Cyberangriff, rechtliche Verpflichtungen.  

 

Eine rechtliche Verpflichtung der BA erwächst sich, z. B. aus Art. 33 Abs. 1 DSGVO, wonach die 

BA, als Verantwortliche für die Datenverarbeitung, die Verletzung des Schutzes  

dieser personenbezogenen Daten unverzüglich und möglichst binnen 72 Stunden nach 

Bekanntwerden der Verletzung an die Aufsichtsbehörden zu melden hat. Da zukünftig die  

rechtzeitige Meldung an die Aufsichtsbehörden erfolgen kann, wurde in Absprache der 

zuständigen Fachbereiche ein einheitliches Vorgehen für den Informationsweg festgelegt. 

 

Sollte es bei Ihrem Unternehmen zu einem Cyberangriff kommen, melden Sie dies bitte 

unverzüglich an die folgende Stabsstelle Datenschutz der Bundesagentur für Arbeit: 

Zentrale.Datenschutz@arbeitsagentur.de 

3.3 Haftung 

Der Maßnahmeträger hat die Haftpflichtversicherung der AGH-Teilnehmenden sicherzustellen 

und nachzuweisen. Anfallende Haftpflichtversicherungsbeiträge sind Bestandteil der 

Maßnahmekosten und sind vorzulegen.   

Für Schäden bei der Ausübung ihrer Tätigkeit haften AGH-Teilnehmende gem. § 16d Abs. 7 Satz 

3 SGB II wie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (Haftung z. B. bei Vorsatz oder grober 

Fahrlässigkeit). 

3.4 Unfallversicherung   

Die Teilnehmenden an AGH-MAE gehören zum unfallversicherten Personenkreis nach § 2 Abs. 

2 SGB VII, weil sie wie Beschäftigte tätig werden. Der Maßnahmeträger hat die 

Unfallversicherung der AGH-Teilnehmenden sicherzustellen und nachzuweisen. Gegebenenfalls 

anfallende Unfallversicherungsbeiträge sind Bestandteil der Maßnahmekosten und sind 

vorzulegen.  

mailto:Zentrale.Datenschutz@arbeitsagentur.de
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3.5 Führungszeugnis 

Sofern eine Einsatzstelle/ Tätigkeit geeignet ist, Kontakte mit Kindern/ Jugendlichen und/ oder 

Senior*innen aufzubauen, ist eine Überprüfung der Eignung der Teilnehmenden durch die 

Vorlage des erweiterten polizeilichen Führungszeugnisses Voraussetzung vor dem erstmaligen 

Einsatz in der Maßnahme. Sofern die Eintragungen gegen einen Einsatz in der Maßnahme 

sprechen, darf der zugewiesene Kunde/ Kundin die AGH -Maßnahme nicht antreten und das 

Jobcenter ist umgehend über die Nichteignung zu informieren. 

Das Führungszeugnis darf bei Aufnahme der AGH nicht älter als 3 Monate sein. 

Bei Folgezuweisungen mit kurzer Unterbrechung (bis zu max. 4 Wochen) entscheidet der Träger 

in eigenem Ermessen und in eigener Verantwortung, ob er sich das Führungszeugnis erneut 

vorlegen lässt oder nicht. Bei Unterbrechungen ab vier Wochen ist eine erneute Beantragung 

des Führungszeugnisses erforderlich, sofern dies älter als drei Monate ist! 

Der Träger hat die Vorlage des Führungszeugnisses datenschutzkonform zu dokumentieren. 

Insbesondere hat der Träger zu bestätigen, dass das Führungszeugnis vor Aufnahme der AGH 

vorgelegt wurde und bei Aufnahme der AGH nicht älter als drei Monate alt war und keine 

relevanten negativen Eintragungen enthalten hat. Das Führungszeugnis darf nicht im Original 

oder in Kopie abgelegt werden.  

Folgende Punkte sind zu dokumentieren:  

1. Keine relevanten negativen Einträge/ Einwände 

2. Datum Ausstellung pol. FZ – Ende drei Monatsfrist 

3. Datum Aufnahme AGH – Ende aktueller Zuweisungszeitraum 
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4. Maßnahmedurchführung 

Die ordnungsgemäße Durchführung der Maßnahme hat der Träger eigenverantwortlich 

entsprechend der Antragsunterlagen, dem Bewilligungsbescheid und dieser Trägerinformation 

sicherzustellen.  

Eine aktive fachpraktische Anleitung zur Sprachverwendung im Maßnahmealltag, jedoch keine 

darüberhinausgehende sprachliche Qualifizierung, sowie die Erweiterung der digitalen 

Medienkompetenz der Teilnehmenden durch die Unterstützung durch den Träger werden 

ausdrücklich befürwortet.  

Eine Kombination mit anderen Eingliederungsleistungen – insbesondere mit einer Maßnahme zur 

Aktivierung und beruflichen Eingliederung nach § 16 Abs. 1 SGB II i. V. m. § 45 SGB III oder einer 

ganzheitlichen Betreuung gemäß § 16k SGB II – kann im Rahmen der individuellen 

Integrationsstrategie vor, während oder nach einer AGH-MAE zielführend und notwendig sein. 

Die parallele Inanspruchnahme dieser Leistungen ist keine Arbeitszeit im Rahmen der AGH-MAE, 

folglich besteht dafür kein MAE Anspruch.  

Der Datenaustausch bei AGH-Maßnahmen mit 20 und mehr Teilnehmerplätzen erfolgt über den 

Kommunikationsweg elektronische Maßnahmeabwicklung (eM@w). Die Kosten, die dem 

Maßnahmeträger durch die Nutzung der eM@w-Anbindung entstehen (für Einrichtung, Betrieb 

und Pflege der eM@w-Schnittstelle sowie für erforderliche Softwareanpassungen) können i. R. 

d. Maßnahmekostenpauschale erstattet werden. 

4.1 Teilnehmendenakte 

Mit Ersteinmündung in die AGH-Maßnahme sind folgende Dokumente in entsprechender 

Reihenfolge in der Teilnehmendenakte abzulegen und bei Prüfungen vorzulegen: 

• Zuweisungsschreiben* 

• Rückantwort Ergebnis VV (Einmündung/ Nichteinmündung) * 

• Teilnahmevereinbarung  

• Arbeitsschutzunterweisung* - spätestens innerhalb einer Woche nach Aufnahme der AGH zu 

veranlassen und mit Datum/ Unterschrift der TN zu bestätigen; in externen Einsatzstellen wie 

z.B. in Kitas, Senioreneinrichtungen usw. ist unverzüglich vor Ort in den Einsatzstellen die 

Unterweisung durchzuführen und durch den MN-Träger zu dokumentieren 

• Datenschutzinformation/Belehrung zum Datenschutz (DS)* 

• dokumentierte Vorlage pol. Führungszeugnis (s. Punkt 3.5) 

• dokumentierte Vorlage der roten Karte/Gesundheitszeugnis (s. Punkt 3.1) 

• Erstgespräche inklusive Profiling*  
• Folgegespräche (s. Punkt 4.9) 

• Teilnehmerbeurteilung (TNB) (s. Punkt 4.9, beachte unterschiedliche Fristen)  
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* Diese Dokumente sind für jeden Teilnehmenden und jede Maßnahme einmal innerhalb einer 

Woche nach Maßnahmeeintritt abzulegen. Bei den übrigen Dokumenten sind ggf. andere 

Fristen/Intervalle zu beachten. 

 

Folgende Dokumente sind bei einer Folgezuweisung erneut abzulegen: 

• Zuweisungsschreiben 

• Teilnehmervereinbarung bzw. Anlage zur TN-Vereinbarung 
• Erstgespräch (EG) 

• Folgegespräche (FG)  

• Teilnehmerbeurteilung (TNB)  

4.2 Teilnahmevereinbarung 

Folgende Inhalte sind in die Teilnahmevereinbarung verpflichtend aufzunehmen: 

• Beginn und Dauer 

• Ansprechpartner*innen beim Träger 

• Arbeitsinhalte 

• Umfang und Verteilung der Arbeitszeit  

• Einsatzorte mit Adresse 

• Höhe der Mehraufwandsentschädigung 

• Urlaub 

• Angebote der Betreuung und Unterstützung (z.B. Sprechstunde) 

• Beendigungsmodalitäten im Falle unentschuldigter Fehltage 

• Regelungen zu krankheitsbedingten Fehlzeiten 

• Arbeitsschutz 

• Haftung 

• Unfallversicherung 

• Ausstellung Teilnehmendenbescheinigung (für TN) und Teilnehmendenbeurteilung (für 
JC/Vermittler) 

• Informations- und Mitteilungspflichten zu persönlichen förderungs- und 
beschäftigungsrelevanten Änderungen 

• Hinweis auf Freistellung unter Fortzahlung der MAE zu nachgewiesenen 
Vorstellungsgesprächen, Terminen im Jobcenter und bei Jobcoaches 

• Verpflichtung zum Führen von detaillierten und aussagekräftigen Tätigkeitsnachweisen 

4.3 elektronische Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung (eAU) 

Ab dem 01.07.2023 wurde die elektronische Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung (eAU) für 

Arbeitgeber verbindlich eingeführt. Ab dem 1. Januar 2024 sind nun auch die Agenturen für Arbeit 

und Jobcenter gesetzlich berechtigt, die AUB elektronisch bei den Krankenkassen abzurufen. 



 

  

    
      Seite 11   

    

  

  

Teilnehmende an einer Maßnahme sind dennoch weiterhin verpflichtet, eine 

Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung beim Maßnahmeträger vorzulegen. Die Bescheinigung muss 

beim Arzt erfragt werden.  

4.4 Wöchentliche Arbeitszeit 

Die Beschäftigungszeit in der AGH-MAE kann variabel gestaltet werden. Sie beträgt im Regelfall 

30 Stunden/ Woche ohne Pause. Hiervon abweichend können Teilnehmende auch mit weniger 

Stunden, mindestens jedoch mit 15 Stunden/ Woche, beschäftigt werden. Über die tatsächliche 

Arbeitszeit entscheidet die Integrationsfachkraft im Einzelfall, die Angaben sind dem 

Zuweisungsschreiben zu entnehmen. Änderungen der Arbeitszeit während der Teilnahme, 

erfolgen in Absprache mit der Integrationsfachkraft und sind per E-Mail oder Telefonvermerk 

nachvollziehbar zu dokumentieren. 

 

Das Ansammeln von Überstunden über den Abrechnungsmonat hinaus ist nicht zulässig. Zeiten 

einer aus Urlaub oder Krankheit resultierenden Abwesenheit können nicht vor- oder 

nachgearbeitet werden. Lediglich unvermeidbare und überschaubare Abwesenheiten 

(unverschiebbarer Termin, unvorhergesehene Care-Pflichten (plötzl. Notfall mit einem Kind, in 

der Familie) können nachgearbeitet werden. Sie sollten verhältnismäßig (nicht mehr als einen 

halben Arbeitstag) und mit dem Träger im Vorfeld abgesprochen sein. Da die AGH Teilnahme 

auch Heranführung an den allgemeinen Arbeitsmarkt bedeutet, sollten hier die Gepflogenheiten 

dessen eingehalten werden. 

 Die Teilnehmenden können von Montag bis Samstag in der Zeit von 6:00 – 20:00 Uhr eingesetzt 

werden. Ein Einsatz außerhalb dieser Zeiten ist nur in Ausnahmen in Absprache mit dem 

Jobcenter möglich. Der Einsatz erfolgt auf freiwilliger Basis und nur mit dem schriftlichen 

Einverständnis der Teilnehmenden. 

 

4.5 Zuweisung und Abberufung der Teilnehmenden 

Zuweisung und Abberufung erfolgen ausschließlich durch die Integrationsfachkräfte des 

Jobcenters. Der Träger erhält eine Kopie des Zuweisungsschreibens (Vermittlungsvorschlag). 

Dieser ist spätestens 10 Kalendertage nach Erhalt ausgefüllt an das Jobcenter zurückzusenden.  

4.6 Urlaub und Ortsabwesenheit 

Die Vorschriften des Bundesurlaubsgesetzes (BUrlG) sind entsprechend anzuwenden. Den 

Teilnehmenden stehen demnach 2 Urlaubstage pro Kalendermonat, hier pro Teilnahmemonat 

der Maßnahme, zu. Wenn Teilnehmende nicht in vollem Umfang an der Maßnahme teilnehmen, 

also nachrücken oder vorzeitig abbrechen, muss der Urlaub anteilig errechnet werden.  

Die Regelungen für schwerbehinderte Beschäftigte gem. § 125 SGB IX sind zu beachten.  
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Die zustehenden Urlaubstage sind innerhalb des aktuellen Zuweisungszeitraumes zu nehmen, 

eine Übertragung in Folgemaßnahmen ist nicht möglich.  

Der 24. Dezember, sowie der 31. Dezember sind als entschuldigte Fehltage ohne MAE Anspruch 

einzutragen; Urlaubstage müssen hierfür nicht genutzt werden. 

Wenn ein Teilnehmender länger als seinen bisher erarbeiteten Urlaubsanspruch von der 

Maßnahme fernbleiben möchte, so muss er dies zwingend mit seiner zuständigen 

Integrationsfachkraft (IFK) des Jobcenters abstimmen. Für den gewünschten zusätzlichen 

Zeitraum ist eine Ortsabwesenheit (OAW) zu beantragen. Bis zu 21 Kalendertage kann während 

einer AGH Teilnahm eine Ortsabwesenheit durch die zuständige IFK gewährt werden. Vorrangig 

sind die Urlaubstage aus der AGH zu nehmen. Die Urlaubstage aus der AGH dürfen erst 

beansprucht werden, wenn diese bereits erarbeitet wurden. Eine Inanspruchnahme im Voraus ist 

nicht möglich. 

Im Falle einer Ortsabwesenheit muss diese gem. § 7 Abs. 4a SGB II vorher beantragt werden 

und wird immer unter Berücksichtigung des individuellen Einzelfalles erteilt oder verwehrt. Die 

Zustimmung über die beantragte OAW erfolgt schriftlich durch die zuständige 

Integrationsfachkraft. Urlaubsanspruch aus der AGH und OAW sind zu trennen. Die IFK 

entscheidet lediglich über den Antrag auf OAW.  

4.7 Maßnahmekosten 

Maßnahmekosten sind Sach- und Personalkosten, welche unmittelbar mit der Durchführung der 

AGH-MAE entstehen. Sie werden dem Maßnahmeträger aus verwaltungsökonomischen 

Gründen als Maßnahmekostenpauschale (MKP) bewilligt. Maßnahmekosten werden nur auf 

Antrag und nach dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit erstattet. Der jeweilige 

Personaleinsatz muss für die erfolgreiche Durchführung der AGH-MAE plausibel, nachvollziehbar 

und erforderlich sein.  

Das Jobcenter Berlin Neukölln übernimmt bei Standortmaßnahmen ab 10 Teilnehmerplätzen die 

Personalkosten für entsprechendes Betreuungspersonal mit 30 Stunden pro Woche. 

Eine vollumfängliche Anleitung und Betreuung durch geeignetes Personal am 

Beschäftigungsstandort der Teilnehmenden ist während des angegebenen Arbeitszeitfensters 

durchgehend sicher zu stellen. 

Personalkosten werden nur für die tatsächlichen Anleitungs- bzw. Betreuungspersonen vor Ort 

übernommen. Kosten für Verwaltungspersonal können nur übernommen werden, wenn diese 

tatsächlich durch die unmittelbare Maßnahmedurchführung verursacht werden. Hierbei sollte der 

wirtschaftliche und ethische Aspekt berücksichtigt werden. 
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4.8 Teilnehmertage 

Folgende Konstellationen an Teilnehmertagen können während der Durchführung entstehen. In 

der nachfolgenden Tabelle finden Sie eine Übersicht über die möglichen Teilnehmertage und die 

Auswirkung auf Monatsbericht, MKP und MAE.  

 

Teilnehmertage Beschreibung 
Angabe 
Monatsbericht 

Zahlung 
MKP/MAE 

Anwesenheitstage 

• Anwesenheitstage sind Kalendertage, an 
denen der Teilnehmende tatsächlich 
anwesend war oder eine der folgenden 
Fallgestaltungen zutraf: 

o Zeitausgleich (innerhalb eines 
Monats)  

o Frei nach Schichtplan 
o Teilzeit 
o Termine beim JobCoach  
o Termine im Jobcenter (schriftlicher 

Nachweis erforderlich) 
o Vorstellungsgespräche bei 

Arbeitgebern (schriftlicher 
Nachweis erforderlich) 

Anwesenheitstag 
(A) 

MKP wird 
gezahlt, 
MAE wird 
gezahlt 

Arbeitsunfähigkeit 

• ab dem ersten Tag ärztliches Attest 

• der Träger hat nach 21 
zusammenhängenden Kalendertagen die 
Abmeldung des Teilnehmenden ab dem 
22. Tag zu veranlassen 

entschuldigter 
Fehltag (eF) 

MKP für 
maximal 21 
Tage, 
MAE wird 
nicht gezahlt 

unentschuldigte 
Fehltage 

• max. 3 zusammenhängende Arbeitstage 

• am 4. Arbeitstag hat der Träger die 
Abmeldung des Teilnehmenden zu 
veranlassen 

Beachte separate Besetzungsmeldung mit 
Angabe Abbruchgrund 

Unentschuldigter 
Fehltag (uF) 

MKP für 
maximal 3 
Tage, 
MAE wird 
nicht gezahlt 

entschuldigte 
Fehltage 

• Besuch von Stellenbörsen  

• Ladungen vor Gericht  

• Arztbesuch infolge akuter Erkrankung 

• Sterbefälle in der Familie (Ehegatte, 
Lebenspartner, Eltern, Geschwister, 
Kinder) bis zu 2 Tage 

• schriftlicher Nachweis erforderlich 

• keine Handwerkertermine oder ähnliches 

• 24.+31.12 (Heiligabend und Silvester) 

entschuldigter 
Fehltag (eF)  

MKP wird 
gezahlt, 
MAE wird 
nicht gezahlt 

keine 
Einsatzmöglichkeit/ 
Einsatzstelle 

• Träger hat für geeignete 
Einsatzmöglichkeiten Sorge zu tragen 

• eine fehlende Einsatzmöglichkeit stellt 
eine Leistungsstörung dar 

sind keine 
Teilnehmertage 

MKP wird 
nicht gezahlt, 
MAE wird 
nicht gezahlt 
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4.9 Betreuung und Dokumentation 

Im Folgenden finden Sie eine Übersicht zur geforderten Dokumentation. Die Dokumentation ist Grundlage für jede 

Maßnahmeprüfung und hat eine entsprechend hohe Gewichtung.  

 

  Beschreibung Vordrucke und Fristen 

Teilnehmerbezogene 
Dokumentation 

• Erstgespräch (EG) mit Standortbestimmung zu 
Werdegang, Fähigkeiten und Fertigkeiten  

• Folgegespräche (FG) zur Evaluierung von 
Integrationsfortschritten und Schlüsselkompetenzen 

o Handlungsstrategien müssen erkennbar sein 
o Aktivitäten des Trägers zur Unterstützung des 

Teilnehmenden 
o realistische Zielvereinbarungen 

Vordruck  
„Erstgespräch inkl. Profiling/Zielvereinbarung“ 

• spätestens innerhalb von einer Woche nach 
Eintritt 

und „Folgegespräch zur Nachhaltung der TN-
Entwicklung“  

• mindestens einmal monatlich, bei Bedarf öfter 

Tätigkeitsnachweise (TKN) 

• Träger hat Verantwortung für tägliche aussagefähige 
Dokumentation durch die Teilnehmenden, ggf. muss 
eine Anleitung erfolgen 

• Arbeitszeiten sind vom Träger korrekt zu 
dokumentieren, insb. Voreintragungen zu Arbeitszeit 
oder Tätigkeiten sind nicht zulässig 

Vordruck "Nachweisliste" in TN-Akte 

Teilnahmebescheinigung 
(TB) 

• Träger hat den Teilnehmenden nach Ende seiner 
Teilnahme eine individuelle Teilnahmebescheinigung 
mit Kompetenzprofil auszustellen 

keine Vorgabe 
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Teilnehmendenbeurteilung 
(TNB) 

• ausführliche Dokumentation der Integrationsfortschritte 
und des Aktivierungsverlaufs 

• eine Kopie ist in der Teilnehmendenakte 
aufzubewahren 

Vordruck „TN-Beurteilung" ausschließlich per 
verschlüsselter Mail an das zuständige 
Vermittlungsteam 

• fällig ab 4 Wochen AGH- Teilnahmedauer  
unterschiedliche Fristen: 

• bei regulärem Teilnahmeende beträgt die 
Fälligkeit 4 Wochen vor Ende 

• bei vorzeitigem Teilnahmeende beträgt die 
Fälligkeit 1 Woche nach Abbruch/Abberufung 

Zwischenbericht (ZB)  

Vordruck "Zwischenbericht" per verschlüsselter 
Mail an Team 637 

• innerhalb 1 Monat nach der Hälfte der 
Maßnahmedauer 

Ergebnisbericht (EB)  
Vordruck "Ergebnisbericht" per verschlüsselter 
Mail an Team 637 

• innerhalb 2 Monate nach Maßnahmeende 

Besetzungsmeldung 

• Meldung täglicher Veränderungen (nur Zu- bzw. 
Abgänge) 

• Meldung auch bei Zuweisungsende 

• Eintritte sind am gleichen Tag und nicht im Voraus zu 
melden (diese werden zu unserer Entlastung 
zurückgesandt) 

• Abbruchmeldungen haben aufgrund des 
Datenschutzes für jeden Teilnehmenden separat und 
mit Angaben zum Austrittsgrund zu erfolgen 

Vordruck „AGH-Besetzungsliste“ per Fax oder 
verschlüsselter Mail an Team 637 

• fällig sofort mit jeder Veränderung 
(Eintritt/Austritt) 

Teilnahmevereinbarung 
TNV) 

• Ist für jeden Zuweisungszeitraum zu erstellen, bei 
Folgezuweisungen reicht auch eine Anlage zur 
vorherigen TNV 

Keine Vorgabe 
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4.9.1 Teilnehmendenbeurteilung   

Die Teilnehmendenbeurteilung (TNB) muss ab einer Teilnahmedauer von vier Wochen auf 

Grundlage der Gesprächsdokumentation (Erst- und Folgespräche) erstellt werden.  

Bei einem regulären Teilnahmenende muss die TNB vier Wochen vor Ende dem zuständigen 

Vermittlungsteam zukommen. Bei einem vorzeitigen Ende, hat sie eine Woche nach Abbruch/ 

Abberufung vorzuliegen.  

Die TNB soll inhaltlich individuell sein, insbesondere muss hierbei klar erkennbar sein:  

✓ welche Fortschritte/ ggf. Rückschritte mit dem jeweiligen Teilnehmenden erreicht worden 

sind 

✓ welche Problemlagen vorliegen  

✓ welche Beratungsangebote unterbreitet wurden 

✓ welche Aktivierungs- und Unterstützungsmaßnahmen durch den Träger erfolgten  

✓ welche Integrationsmaßnahmen an die zuständige Integrationsfachkraft empfohlen 

werden (zukünftige Förderung/ Unterstützung, z.B. Folgezuweisung in die AGH, Aufnahme 

einer Tätigkeit gemäß §16i SGB II, FbW, AVGS-MAT, § 16k SGB II usw. 

Für die Dokumentation der TNB ist der entsprechende Vordruck “Teilnehmerbeurteilung des 

Trägers ausschließlich für die Vermittlung und Integration“ zu verwenden und immer verschlüsselt 

per E-Mail an das zuständige Vermittlungsteam zu senden.  

 

Die TNB darf aus datenschutzgründen nur nach expliziter Aufforderung an Team 637 gesendet 

werden.   
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5. Qualitätssicherung 

Das Jobcenter hat jederzeit das Recht, Maßnahmeprüfungen vorzunehmen, um die 

ordnungsgemäße Durchführung festzustellen. Sowohl routinemäßige als auch anlassbezogene, 

ggf. unangekündigte Besuche der Beschäftigungsorte werden vorgenommen. Hierbei werden 

auch Befragungen der Teilnehmenden durchgeführt. Der Träger hat entsprechende Auskünfte zu 

erteilen und Unterlagen bereitzustellen, Einsicht in Geschäftsunterlagen sowie den Zutritt zu den 

Geschäftsräumen bzw. zu den Arbeitsorten der Teilnehmenden und die Befragungen der 

Teilnehmenden zuzulassen oder zu gewährleisten. 

Bei Leistungsstörungen werden entsprechende Prüfungen und ggf. Erstattungsverfahren 

eingeleitet, nach zuvor veranlasster Anhörung gem. § 24 SGB X. 

Dies gilt z.B. für folgende Fälle:  

• Maßnahmefremder Einsatz von Teilnehmenden 

• Einsatz in nicht genehmigten Einsatzstellen  

• Mangelnde Trägereignung  

• Insolvenzantrag des Trägers oder der Einsatzstelle  

• Keine, unvollständige oder verzögerte Weitergabe der Mehraufwandsentschädigung  

• Erhebung von „Gebühren“ oder „Spenden“ bei den Teilnehmenden  

• Verstoß gegen Auflagen und Bedingungen aus dem Bewilligungsbescheid und der 

aktuellen Trägerinformation (z.B. verspätete Meldung von Maßnahmeein- und -austritten 

der Teilnehmenden)  

• Nicht zweckentsprechende Mittelverwendung  (z. B. Verwendung der Maßnahme-

kostenpauschale für einen Personenkreis, der nicht vom Bewilligungsbescheid erfasst 

wird)  

• Nichtanfallen von Kosten (z. B. für in der Kostenkalkulation bezifferte, aber nicht 

durchgeführte Ausgaben wie Arbeitskleidung)  

• Erhebliches Abweichen der tatsächlichen Kosten von der Kostenkalkulation (z. B. wenn 

mit der Maßnahme erhebliche Einnahmen erzielt werden, die bei der Beantragung nicht 

angegeben worden sind)  

• Fehlerhaftes Berichts-/Dokumentationswesen 

• Datenschutzverstöße 

Der Maßnahmeträger hat zu Prüfzwecken Maßnahmebelege mindestens 10 Jahre 

aufzubewahren.  


